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Wer sein Pensum aufstockt, soll eine Lohnerhöhung erhalten
Eine ETH-Professorin propagiert ein Anreizsystem imKampf gegen den Lehrermangel. DerNidwaldner Bildungsdirektor findet es gut.

Kari Kälin

Klassen werden zusammenge-
legt, diplomlose Lehrpersonen
bringen den Kindern Lesen,
SchreibenundRechnenbei:Mit
Notmassnahmenversuchendie
Schulbehörden, den Unterricht
sicherzustellen. Die Herausfor-
derung ist allein wegen der De-
mografie so gross wie noch nie:
In diesem Schuljahr besuchen
erstmals mehr als eine Million
Kinder die Volksschule.

Pünktlich zum Schulstart in
den meisten Kantonen wartet
Ursula Renoldmit einer brisan-
ten Idee im Kampf gegen den
Lehrermangel auf. IndenTame-
dia-Zeitungen sagte die Profes-
sorin für Bildungssysteme an
derETHZürichunter anderem:
«Kurzfristig könnten Lohn-
anreize für höhere Pensen ge-
schaffenwerden –Personenmit
Kleinstpensenerhieltenweniger

Lohn.» Renold ist eine relevan-
te Stimme in der Bildungspoli-
tik. Früher amtierte sie als Di-
rektorin des Bundesamtes für
BerufsbildungundTechnologie.
AufAnfrage vonCHMedia prä-
zisiert Renold ihre Position:

«Anreize für einen höherenBe-
schäftigungsgrad müssen ver-
bunden werdenmit Angeboten
zur Verbesserung der familien-
externen Betreuung.» Diese
Forderungkommtnicht vonun-
gefähr, denn der wichtigste
Grund für die Wahl eines Teil-
zeitpensums ist laut einerStudie
dieVereinbarkeit vonBerufund
Familie – und das in einem Be-
ruf, in dem die Frauen längst
deutlich in der Überzahl sind.

Renold will nicht Teilzeit-
lehrpersonendenLohnkürzen,
sondern jene mit einer Lohn-
erhöhungbelohnen,die ihrPen-
sumnachoben schrauben.«Ich
bringeeineökonomischeTheo-
rie ins Spiel: Nicht bestrafen,
sondern Anreize setzen.» Re-
nold denkt, dass Lehrpersonen
mit höheremPensum imSchul-
haus tendenziell mehr Verant-
wortung übernehmen, etwa als
Klassenlehrperson.Auchwach-

se der administrative Aufwand,
wenn eine Schulleitung viele
Kleinstpensenmanagenmüsse.

Kleine Pensen haben auch
für die Angestellten selber
Nachteile. Sie erteilen zwarwe-
niger Lektionen, doch fixe Vor-
gabenwieLehrersitzungenblei-
ben und nehmen im Vergleich
zum eigentlichen Unterricht
überproportional vielRaumein.

Eine Tatsache ist: Mehr als
70 Prozent der Lehrpersonen
arbeiten Teilzeit. Das ist über-
durchschnittlich viel im Ver-
gleich zu anderen Branchen.
Rein mathematisch könnte der
Lehrermangel mit einer beste-
chend einfachen Massnahme
beseitigt werden: Stocken alle
Teilzeitlehrpersonen ihr Pen-
sumumzehnProzent auf, ist die
Mangellage gemäss dem Bil-
dungsbericht 2018 behoben.

Stefan Wolter, Mitautor des
Bildungsberichts und Professor

für Bildungsökonomie an der
Universität Bern, stellte schon
vordrei Jahreneinverbindliches
Mindestpensum von 30 bis
50Prozent zurDiskussion, falls
sich der Lehrermangel weiter
zuspitze.

RegierungsratResSchmid:
«Absolut richtig»
Res Schmid (SVP), seit zwölf
Jahren Bildungsdirektor des
KantonsNidwalden,nimmtRe-
nolds Ball auf. «Es ist absolut
richtig, höherePensenbesser zu
entlöhnenals tiefere.»Erwerde
inder laufendenLegislaturnoch
einmal einen Anlauf nehmen,
diesen Vorschlag umzusetzen.
Schmid argumentiert weiter,
Klassenlehrpersonen übernäh-
men eine Reihe von Zusatzauf-
gaben, von denen Fachlehrer
mit niedrigem Pensum befreit
seien. «Klassenlehrpersonen
tragen die Gesamtverantwor-

tung für die Klasse und sind die
wichtigste Anlaufstelle für die
Kinder.Dasmussmanhonorie-
ren, auch finanziell.» Er be-
grüsst auch mit Wolters Vor-
schlag für ein Pflichtpensum.
Schmid schweben 40, lieber
aber 50 Prozent vor.

Auf weniger Anklang stösst
Renolds Idee bei Dagmar Rös-
ler. Sie verstehe zwar den Ge-
danken dahinter mit dem An-
reiz, sagt die Präsidentin des
Dachverbandes der Schweizer
Lehrerinnen und Lehrer. Aber:
«Lehrpersonen, die ihrPensum
wegen Kinderbetreuung, Be-
treuungderEltern,Überlastung
reduzieren, werdenmit diesem
Systembestraft.»Siefindeeher,
dass Lehrpersonen vor Ort in
schwierigen Situationen unter-
stützt werden müssten – bei-
spielsweisedurchSchulassisten-
zen, um die täglichen Heraus-
forderungen zumeistern.

Welche Kantone am meisten profitieren
Die SchweizmussGrosskonzerne stärker besteuern. Dochwie soll dasGeld zwischen Bund und Ständen verteilt werden?

Doris Kleck

DieSPhateineStudie inAuftrag
gegeben–undwurdeersteinmal
enttäuscht. Die Einführung der
Mindestbesteuerung von Kon-
zernen wird dem Fiskus zwar
mehrGeldeinbringen.DerGeld-
segen fällt aber nicht so gross
aus,wiesichdieSPerhoffthatte.
Das gab Co-Präsident Cédric
Wermuth gestern vor den Me-
dien freimütig zu.

Ab2024müssenFirmenmit
einemUmsatz vonmehr als 750
MillionenFrankenmehrSteuern
bezahlen. Grund ist die Einfüh-
rung der weltweiten Mindest-
besteuerung von 15Prozent.

DerBund rechnetmitMehr-
einnahmen von 1 bis 2,5Milliar-
denFranken.Die grosse Spanne
begründeterdamit,dasssichdie
finanziellen Auswirkungen der
Steuerreform nicht zuverlässig
schätzen lassen. Die Datenlage
sei zu fragil und bestimmte Re-
formelemente liessen sich nicht
quantifizieren.DieSPtrautedie-
ser Schätzung des Finanzdepar-
tementes nicht. Das Beratungs-
büro BSS bekam von der Partei
den Auftrag, die zusätzlichen
Einnahmen im Rahmen der
OECD-Reformzubeziffern.Die
ÖkonomenkamenzumSchluss,
dassderBund«seriöseundgute
Arbeit geleistet hat», und bezif-
fert die Mehreinnahmen mit
1,6MilliardenFranken.

Im Gegensatz zum Bund
trauen sich die BSS-Ökonomen
auchzu,dieMehreinnahmenfür
die einzelnen Kantone zu schät-
zen. Wenig überraschend profi-
tieren die Kantone Basel-Stadt
und Zug am meisten. Gemäss
der Studie kann Basel-Stadt mit
Mehreinnahmen von 362,2Mil-
lionenFrankenrechnen,Zugmit
322,7MillionenFrankenundZü-
richmit249,1MillionenFranken.
KeinzusätzlichesGeldgibtes in-
des für den Kanton Jura, fast
nichts für Genf und Glarus.
Rechnet man die Mehreinnah-

menaufdieBevölkerungum, so
werden die Differenzen zwi-
schendenKantonengrösser.Die
erwartetenMehreinnahmenlie-
gen inZugbei2506Frankenpro
Kopf, in Genf und Jura bei
30RappenproKopf.

GrosseUnterschiede
zwischendenKantonen
DieseZahlen sindmitUnsicher-
heiten behaftet. So ist zum Bei-
spiel nochnicht einmal klar,wie
sich die letzte Steuerreform
STAFauswirkt.DochdieZahlen

sind fürdieSPpolitischnotwen-
dig: Die Partei will damit die
Diskussion über die Verteilung
der Mehreinnahmen vorantrei-
ben. Sie ist Teil der Reform, die
derzeit im Parlament beraten
wird.DieVolksabstimmungfin-
det im Juni 2023 statt.

Der Bundesrat hat vorge-
schlagen, dass die Kantone
75 Prozent der Einnahmen aus
derneuenErgänzungssteuerbe-
halten können, 25 Prozent wür-
den an den Bund gehen. Diesen
KompromisshabendieKantone

ausgehandelt.DochdieseAuftei-
lung ist umstritten. Die Wirt-
schaftsverbände und rechten
Parteien finden, dass dieKanto-
ne die Zusatzeinnahmen behal-
ten sollen, um indie Standortat-
traktivitätzu investieren.DieLo-
gik dahinter: Wenn die Schweiz
den Steuervorteil verliert, muss
sie in anderen Bereichen besser
werden.DieSPfindet,esbrauche
eine bessere Verteilung derMit-
tel, um den Steuerwettbewerb
einzuschränken. Und hat sich in
der bestellten Studie auch be-

rechnen lassen, wie die Steuer-
einnahmen«gerechter» verteilt
werdenkönnen.

Wermuth:Zugsenkt
seineSteuernnochmehr
DiePartei siehtdafür zwei Stell-
schrauben. Einerseits über die
HöhedesBundesanteils. SP-Na-
tionalrätin Prisca Birrer-Heimo
sagt, dassdieErgänzungssteuer
eine Bundessteuer sei und es
keinenGrund gebe, vonder üb-
lichen Verteilung der Einnah-
menzwischenBundundKanto-

nen abzuweichen. Demnach
läge der Bundesanteil bei
78,8 Prozent und der Kantons-
anteil bei 21,2Prozent.Daswür-
debewirken, dassdiePro-Kopf-
Zusatzeinnahmen inZugknapp
über 500Frankenund inBasel-
Stadt knappunter 400Franken
zu liegen kämen. Andererseits
hatdieSPprüfen lassen,wie sich
eine kantonale Obergrenze der
Mehreinnahmen pro Kopf aus-
wirken würde. Also wenn Zug
und Basel-Stadt maximal 300
Franken pro Kopf und Jahr be-
halten dürften und der Rest auf
die übrigen Kantone verteilt
würden.

Gemein ist diesen Varianten
die grössere Umverteilung. Es
könne nicht sein, dass gewisse
Kantonedavongaloppieren, sag-
te Birrer-Heimo. Wermuth ver-
wiesdarauf,dassderKantonZug
mit seinen Mehreinnahmen ja
garnichtsanderes tunkönne,als
noch mehr Steuern zu senken.
DieZusatzeinnahmenwürdedie
SP gerne für zwei ihrer Kern-
anliegen verwenden: So soll die
Vereinbarkeit von Familie und
Berufverbessertwerden,umdas
Erwerbspotenzial vor allem von
Frauen besser auszuschöpfen.
ZudemsolldieKaufkraftgestärkt
werden. Die SP denkt dabei an
höherePrämienverbilligungen.

Die Verteilungsdebatte ist
also lanciert.KeineFreudedaran
hat die Regierung des Kanton
Basel-Stadt. Zu den neuen BSS-
Zahlen wollte der Kanton zwar
keine Stellung nehmen. Doch
dasvonSP-RegierungsrätinTan-
jaSolandgeführteFinanzdepar-
tementweistdaraufhin,dassdie
Zusatzeinnahmensehrunsicher
seien und höchstens realisiert
werden, wenn der Kanton seine
heutige Standortqualität erhal-
ten könne. Dafür bräuchten die
Kantone die finanziellen Mittel.
Die Umverteilung zu den res-
sourcenschwachenKantonener-
folge via Nationalen Finanzaus-
gleich.

Ursula Renold ist Professorin für
Bildungssysteme. Bild: zvg

Zusätzliche Einnahmen
pro Kanton

in Mio. Fr.

Aargau 252,1

Appenzell A. Rh. 2,0

Appenzell I. Rh. 0,5

Basel-Landschaft 5,0

Basel-Stadt 362,2

Bern 43,3

Freiburg 25,1

Genf 0,1

Glarus 0,3

Graubünden 7,3

Jura 0,0

Luzern 72,6

Neuenburg 49,5

Nidwalden 11,4

Obwalden 9,3

Schaffhausen 11,9

Schwyz 19,5

Solothurn 6,4

St.Gallen 25,0

Tessin 13,2

Thurgau 24,5

Uri 3,0

Waadt 65,1

Wallis 4,3

Zug 322,7

Zürich 249,1

Quelle: BSS

Basel-Stadt kannmit Mehreinnahmen rechnen. Bild: Georgios Kefalas/Keystone (Basel, 18. Juli 2022)


